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Sicherſtellung des Heimatrechtes von Militärperſonen. 


Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles, wo es ſich nämlich um die 
Sicherſtellung des Heimatrechtes einer Militärperſon handelte, hat der 
Olmützer Gemeinderath in einem Einſchreiten an die k. k. mähr. Statt 
halterei um die Verſügung gebeten, daß in den Rubriken der militäri⸗ 
ſchen Grundbuchsblätter und der Militärabſchiede, worin blos der 
„Geburtsort“ des zum k. k. Militär Aſſentirten oder Verabſchiedeten 
enthalten iſt, auch der „Heimatsort“ des Betreffenden mit den allen⸗ 


fälligen Nachweiſen des Heimatrechtes aufgenommen werde. Die Noth⸗ 


wendigkeit dieſer Verfügung glaubte der Olmützer Gemeinderath mit 
Nachſtehendem begründen zu können. 

Die Formularien der in Rede ſtehenden Grundbuchsblätter und 
Militärabſchiede rühren zumeiſt aus einer Zeit her, als noch nicht das 
Heimatgeſetz vom 3. December 1863 
man noch den Zuſtändigkeits⸗ und Geburtsort für Ein und Dasſelbe 
hielt. Dieſe Anſchauung iſt jedoch gegenwärtig ganz unrichkig, 


in Wirkſamkeit war und als Militärabſchiede betrifft, ſo enthalten dieſelben allerdings keine Auskunft 


Dieſe Beurtheilung iſt oft ſehr ſchwierig und verwickelt, wenn nicht 
gleich vor dem Eintritte in den Militärdienſt der Heimatsort des Aſſen⸗ 
tirten nach Möglichkeit ſichergeſtellt wird. Um aber einen günſtigen 
Erſolg zu erzielen und alle künftigen weitläufigen Erhebungen zu erſpa⸗ 
reu, müſſen die Formularien zum Grundbuchsblatte und zum Militär⸗ 
abſchiede auch demgemäß eingerichtet ſein, dahin gehört insbeſondere die 
Aufnahme der Rubrik „Zuſtändigkeits⸗ oder Heimatsort“. Die Sicher⸗ 
ſtellung dieſes Ortes iſt beiweitem wichtiger, als der im Grundbuchs⸗ 
blatte vorkommende „Geburtsort“, welcher — wie bereits oben bemerkt — 
zur Sicherſtellung des Heimatrechtes durchaus nicht maßgebend iſt. 

| Die k. k. m. Statthalterei iſt jedoch auf den Antrag des Olmützer 
Gemeinderathes aus folgenden Gründen nicht eingegangen. 

' Nach § 12 der Inſtruction zum Wehrgeſetze ift ja der Stellungs⸗ 
pflichtige in dem Bezirke, zu welchem ſeine Heimatgemeinde gehört, zur 
Stellung heranzuziehen. Demnach muß die Heimatgemeinde des Stellungs⸗ 
pflichtigen vor ſeiner Eintragung in die Stellungsliſten ſichergeſtellt 
werden. Nur in dem Falle, wenn das Heimatrecht eines Stellungs⸗ 
pflichtigen zweifelhaft wäre, wird derſelbe in dem Bezirke, zu welchem 
ſein Aufenthaltsort gehört, der Stellung unterzogen, wodurch aber die 
betreffende politiſche Behörde der Verpflichtung nicht entbunden iſt, das 
Heimatrecht eines ſolchen Stellungspflichtigen auch nach ſeiner Vorführung 
vor die Stellungscommiſſion ſicherzuſtellen. Wer freiwillig zum Militär 
eintreten will, hat unter allen Umſtänden das von der zuſtändigen 
Bezirksbehörde nach dem Muſter XXIX ausgefertigte Eintrittscertificat 
einzubringen ($ 114 der Inſtruction zum Wehrgeſetze). Dieſes Certificat 
muß die Angabe der Heimatgemeinde des zu Aſſentirenden enthalten. 
Die Heimatgemeinde wird alſo in der Stellungsliſte und auch im Aſſent⸗ 
protokolle und im militäriſchen Grundbuche erſichtlich gemacht. Die mili⸗ 
täriſchen Grundbuchsblätter enthalten eigene Rubriken, in welche die 
Heimatgemeinde, der Bezirk und das Land der Eingereihten eingetragen 
wird. Es ſind daher alle erforderlichen Maßnahmen getroffen, daß das 
Heimatrecht eines jeden Stellungspflichtigen noch vor ſeiner Aſſentirung 
ſichergeſtellt und deſſen Heimat in Epidenz gehalten wird. Was die 


über die Heimatgemeinde des betreffenden Soldaten. Da jedoch Militär⸗ 


weil die perſonen bezüglich des Heimatrechtes, welches ihnen bei ihrem Eintritte 


Fälle außerordentlich häufig vorkommen, daß Individuen ganz anderswo in den Militärdienſt und nach ihrem Austritte aus demſelben zuſteht, 
als in der Heimatgemeinde ſich aufhalten und ſich verehelichen, wobei im Sinne des § 14 des Heimatgeſetzes nach eben dieſem Geſetze beur⸗ 


dann die Gattin ſammt den Nachkommen in der Heimatgemeinde des 
Mannes zuſtändig ſind. Der Geburtsort der Letzteren iſt daher ganz 
gleichgiltig. Bei der Handhabung des Geſetzes zur Sicherſtellung des 
Heimatrechtes ſind nicht nur die Schickſale vieler Perſonen, ſondern auch 
die Intereſſen der Gemeinden betheiligt. Es iſt daher nichts außer Acht 
zu laſſen, was die Erhebungen zur Eruirung des Heimatrechtes erleich⸗ 
tert und vereinfacht. Insbeſondere erſcheint dies nothwendig bei den 
Militärperſonen, deren Heimatrecht nach $ 14 des Heimatgeſetzes vom 
3. December 1863 nur bei ihrem Eintritte in den Militärdienſt und 
nach ihrem Austritte aus demſelben nach dieſem Geſetze beurtheilt wird. 


einzugehen. 


| 
| 


theilt werden, demnach ein Militärabſchied keinen Beweis für das 
Heimatrecht der betreffenden Militärperſon bildet, ſo konnte die k. k. Statt⸗ 
halterei in der vom Olmützer Gemeinderathe angeregten Abänderung 
der Formularien für die Militärabſchiede keinen Vortheil für die Beur⸗ 
| theilung des Heimatrechtes der betreffenden Perſonen erblicken und mußte 


demnach Anſtand nehmen, auf die Abänderung dieſer Formularien weiter 


F. Peyſcha. 


Gehören die Koften der Vertretung des Gegners durch 

einen Advocaten zu den in $ 94 des n. ö. Waſſerrechts- 

gefeßes *) angeführten, von dem Sachfälligen feinem Gegner 
zu erſetzenden KRoſten des Verfahrens? 


Dieſe, in der Praxis wie in der Theorie vielfach controverſe 
Frage iſt in jüngſter Zeit anläßlich eines ſpeciellen Falles vom Ackerbau⸗ 
miniſterium (in den Gründen zu ſeiner Entſcheidung vom 7. Juli 1884, 
Z. 4568) dahin beantwortet worden: Die Anſicht, daß unter den im 
8 94 des (n. ö.) Waſſerrechtsgeſetzes “) angeführten Koſten des Verfahrens 
die Koſten der Vertretung des Gegners durch einen Advocaten 
nicht verſtanden werden können, erſcheint mit Rückſicht auf den 
8 80 cit. ), welcher den Begriff der commiſſionellen Erhebungen und 
Verhandlungen in Parteienangelegenheiten — d. i. „des Verfahrens“ 
in $ 94 ) — näher beſtimmt und in ſeinem vierten Abſatze verordnet, 
„daß ſämmtliche Verhandlungen mit Parteien in dieſen Angelegenheiten 
unter Zulaſſung von rechts- und fachkundigen Beiſtänden zu führen 
ſind,“ nicht begründet; es erſcheint vielmehr ganz zweifellos, daß 
zu den Koſten des Verfahrens auch jene der genannten 
Beiſtän de zu rechnen ſind.“ 

In derſelben Entſcheidung wurde es auch als genügend befunden, 
daß der ganze, von dem Advocaten in ſeiner Expensnote aufgerechnete 
Betrag ſeitens der Bezirksbehörde, ohne daß eine ſpecielle Adjuſti⸗ 
rung der einzelnen in der Expensnote angeführten Poſten ſtattgefunden 
hätte, dem Gegner zum Erſatze auferlegt worden iſt. P, F. II. 


Mittheilungen au aus der Praxis. 


Berechtigung der Glaſer und Glashändler in Wien zum Verkaufe 
von Aquarien mit den dazu gehörigen Waſſerthieren. 
Libuſſa R., für den Verkauf von Aquarien, Goldfiſchen und Rep⸗ 

tilien mit 10 fl. und für den Verkauf von Naturblumen mit 5 fl. 

beſteuert, erſtattete beim Magiſtrate in Wien gegen 59 Glaſer und 

Glashändler die Anzeige wegen unbefugten Verſchleißes der erwähnten 

Artikel und ſtellte das Erſuchen um ſchleunige Einſtellung dieſes ihr 

zum großen Nachtheile gereichenden Betriebes 

Da es ſich hier um eine principielle Entſcheidung handelte, indem 
der Handel mit Aquarien, mit Fiſchen oder Reptilien von Seite der 
Glaſer und Glashändler in Wien einer alten Gepflogenheit entſpricht, 
holte der Magiſtrat auf Grund des § 36, Abſ. 2 des Geſetzes vom 
15. März 1883 die Aeußerung des Genoſſenſchaftsvorſtandes der Glaſer 
und Glashändler ein, welcher erklärte, daß ſeine Geſchäftsgenoſſen ſeit 
jeher faſt ausſchließlich unbeanſtändet die bezeichneten Artikel führen 
und per analogiam des 8 37 des citivten Geſetzes jedenfalls auch dazu 
berechtigt ſei müſſen. 

Der Magiſtrat befürwortete bei der Statthalterci die Zuerkennung 
des Rechtes an die Glaſer und Glashändler, nebſt den Aquarien auch 
die dazu gehörigen Fiſche und Reptilien verkaufen zu dürſen, weil jene 
Gewerbsleute dieſe Thiere ſeit jeher faſt ausſchließlich ohne Beanſtän⸗ 
dung führen, durch dieſe bejahende Entſcheidung dem Intereſſe einer ſehr 
großen Anzahl von Gewerbsleuten gegenüber der fraglichen Berechtigung 
Einzelner entſprochen wird; ferner ſpeciell unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen die Glaſer und Glashändler einer ſolchen Berückſichtigung ſehr 
bedürfen, indem gerade dieſen Gewerbsleuten durch die überwiegende 
Coueurrenz der zahlreichen Vermiſchtwaarenhändler und Glasfabriksnieder⸗ 
lagen, ſowie der unbefugten und ſehr ſchwer faßbaren Fenſter⸗Einſchneide⸗ 
Hauſirer faft der ganze Boden zum Geſchäfte entzogen ſei, was durch 
die große Anzahl der jährlich eingehenden bezüglichen Geſchäfte auch 
ſtatiftiſch erweislich wäre; endlich weil die bezeichneten Thiere thatſächlich 
als Zugehör der Aquarien aufgefaßt werden können. 

Die Aeußerung der Handels⸗ und Gewerbekammer ging dahin, 
daß die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften wohl keine zu Tage liegenden 
Anhaltspunkte dafür bieten, daß der Verkauf von Aquarien mit den 
dazu gehörigen Fiſchen und kleinen Amphibien zu den im Gewerbe 
ſelbſt begründeten Rechten der Glaſer und Glashändler gehöre, da 
derſelbe als ein Theil der Glaſerei oder des Glashandels nicht angeſehen 
werden könne. Es ſei jedoch eine bekannte Thatſache, daß die Wiener 


8 98 R. W. R. G. 
% § 84 R. W. R. G. 
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Glaſer und Glashändler von jeher nicht blos die zur Haltung von 


Goldfiſchen beſtimmten Glasgefäße, ſondern auch die Goldfiſche ſelbſt 
ziemlich allgemein und ausſchließlich zum Verkaufe führten und daß ſich 
ſpäter, als die Aquarien in Aufnahme kamen, der Verkauf dieſer, 
weſentlich auch Glasgefäße darſtellenden Behälter ſammt ihrem Inhalte 
von Goldfiſchen und anderen Waſſerthieren dazu geſellte. Ein ſelbſt⸗ 
ſtändiger Handel mit Aquarien finde in Wien noch nicht ſehr lange 
ſtatt, ſei nie bedeutend geweſen und ſeien dafür gegenwärtig blos 
zwei Frauen beſteuert. Der Verkauf von completen Aquarien durch die 
Glaſer und Glashändler in Wien ſei daher ein anerkannter, bisher 
nicht beanſtändeter Uſus und deshalb, ſowie in Würdigung der vom 
Magiſtrate angeführten, vollkommen berechtigten Gründe ſprach ſich die 
Handels⸗ und Gewerbekammer dafür aus, daß nicht blos den felbjt- 
ſtändigen Aquarienhändlern, ſondern auch den Glaſern und Glashändlern 
das Recht zum Verkaufe von Aquarien mit den dazu gehörigen Fiſchen 
und Reptilien zuerkannt werde. 

Demgemäß entſchied die Statthalterei unterm 15. Jänner l. J., 
3. 1967, im Sinne des $ 36, Al. 2 des Geſetzes vom 15. März 
1883, daß nicht blos den ſelbſtſtändigen Aquarienhändlern, ſondern dem 
alten Herkommen gemäß auch den Glaſern und Glashändlern das 
Recht zum Verkaufe von Aquarien mit den dazu gehörigen Fiſchen und 
ſonſtigen Waſſerthieren zuſtehe. 

Das k k. Miniſterium des Innern hat dem dagegen eingebrachten 
Recurſe der Libuſſa R. mit der Entſcheidung vom 10. Mai 1884, 
3. 5042, „im Hinblicke auf die aus alter Zeit herrührende Gepflogen⸗ 
heit“ keine Folge gegeben. ©, 


Merkmale eines die Verpflichtung zur Zahlung des Armenpercen⸗ 
tes begründenden Feilbietungsactes. 

Hermann F. hat den Halblahn Nr. 23 in S. im Executionswege er: 
ſtanden und ließ denſelben parcellenweiſe am 11. Juli 1881 im Wege 
einer freiwilligen öffentlichen Verſteigerung unter Intervention des Ge⸗ 
meindevorſtehers, jedoch ohne Einholung der gerichtlichen Bewilligung 
veräußern, ohne das Armenpercent zu entrichten. 

Auf Grund einer Anzeige des Armeninſtituts hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in K. mit Erlaß vom 8. März 1883, 3. 1937, 
erkannt, daß Hermann F. ſchuldig iſt, von dem Erlöſe per 6851 fl. 
von dem in freiwilliger Licitation im Monate Juli 1881 verkauften 
Halblahn Nr. 23 in S. nach dem mähr. Gubernialerlaſſe vom 4. Novem⸗ 
ber 1836 und dem Hofkanzleidecrete vom 11. Mai 1837, 3. 9946, 
dem Localarmenfonde in S. das geſetzliche (1%) Armenpercent per 
68 fl. 51 kr. zu erlegen. 

Im Recurſe des Hermann F. wurde geltend gemacht, daß die 
ohne behördliche Bewilligung am 11. Juli 1881 vorgenommene Ver⸗ 
ſteigerung eine blos informative geweſen ſei, indem erſt durch die nach— 
träglich beim Advocaten Dr. P. in K. abgeſchloſſenen Kaufverträge die 
Kaufgeſchäfte perfect geworden ſeien. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 20. 
3. 17.204, dem Recurſe keine Folge gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über weiteren Recurs am 


September 1883, 


5. November 1883 sub Z. 16.808 entſchieden wie folgt: 


„Das Miniſterium findet dem Recurſe 
nachfolgenden Gründen keine Folge zu geben. 

Aus den gepflogenen Erhebungen geht hervor, daß von Seite 
des Recurrenten zum Zwecke der parcellenweiſe Veräußerung des Halb- 
lahnes Nr. 23 in S. am 11. Juli 1881 eine freiwillige und im 
Sinne des Hofkanzleidecretes vom 18. December 1808 öffentliche Licita⸗ 
tion veranſtaltet wurde und daß, wie der bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in K. am 23. April 1883 einvernommene Advocat Dr. P. 
angibt, auf Grund dieſer Licitation und der bei derſelben erzielten 
Anbote auf die Parcellen die Kaufverträge in ſeiner Kanzlei abgeſchloſſen 
worden ſind. 

Hiernach muß die in Rede ſtehende Licitation ohne Rückſicht 
darauf, ob zu ihrer Abhaltung die erforderliche behördliche Bewilligung 
eingeholt worden war, oder nicht, als ein Act angeſehen werden, welcher 
im Grunde der durch § 1 der Miniſterialverordnung vom 20. Auguſt 
1855, R. G. Bl. Nr. 146, aufrecht erhaltenen älteren Beſtimmungen 
die Verpflichtung des Verkäufers zur Zahlung des geſetzlichen Armen⸗ 
percentes von dem mit 6851 fl. feftgeftelften Erlöſe des parcellenweiſen 
Verkaufes begründet.“ 8. 


des Hermann F. aus 


Das Vereinsgeſetz vom 15. November 1867 findet auf kirchliche 
Bruderſchaften Anwendung. 

Die Generalprocuratur erhob nachſtehende Nichtigkeitsbeſchwerde 
zur Wahrung des Geſetzes: Am 25. November 1883 hat die in 
Spalato in Borgo grande beſtehende Bruderſchaft des heiligen Kreuzes 
(Confraternitä di Santa Croce) eine Verſammlung abgehalten, obgleich 
der politiſche Commiſſär dies deshalb unterſagte, weil die im $ 15 des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, vorgeſchriebene Anzeige 
vom Vorſtande nicht erſtattet war. Unter Hinweis auf 88 21, 22 und 
36 des angeſührten Geſetzes legte die Staatsanwaltſchaft die hierüber 
ergangene Anzeige dem Bezirksgerichte mit dem Antrage vor, gegen die 
Mitglieder des Vorſtandes wegen der bezüglichen Uebertretung das 
Strafverfahren einzuleiten (chiedendo il procedimento). 

Dieſen Antrag hat das Bezirksgericht Spalato mit Beſchluß vom 
13. December 1883, Nr. 2138, durch Einſtellung des Verfahrens 
erledigt „in Anbetracht, daß nach § 3 des Geſetzes vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nr. 112, dieſes Geſetz auf geiſtliche Congregationen 
und überhaupt auf religiöſe Geſellſchaften nicht anwendbar iſt (alle con⸗ 
gregazioni religiosi ed in generale alle societä religiose).“ Dagegen 
ergriff die Staatsanwaltſchaft Beſchwerde und berief ſich auf den durch 
Erlaß der dalmatiniſchen Statthalterei vom 6. Mai 1868, Nr. 6354, 
bekannt gemachten, im Einvernehmen mit den Miniſterien für Cultus 
und Juſtiz ergangenen Erlaß des Minifteriums des Innern vom 13. April 
1868, Nr. 1307, womit ausgeſprochen wurde, daß die katholiſchen 


Vereine und Bruderſchaften bei dem Umſtande, als ſie nicht unter die gregation“ 
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eine beſtimmte Bedeutung, die ſo allgemein anerkannt iſt, daß es über⸗ 
flüſſig wäre, ſie näher zu erörtern. Unter „Congregationen“ aber 
werden „ordensähnliche Corporationen“ verſtanden. Pachmann ſagt darüber 
in ſeinem Lehrbuche des Kirchenrechtes (3. Aufl, Wien 1863) J. S. 449: 
„Religiöſe Congregationen ſind wenigſtens biſchöflich genehmigte Ver⸗ 
eine .., die ... nach Art einer Ordensgemeinde in einem von 
dem Verkehre nach außen abgeſchloſſenen Gebäude zuſammenleben. 
Für Oeſterreich haben nur die Congregationen der Miſſionsprieſter, der 
Redemptoriſten und Redemptoriſtinnen (Juſtiz⸗Hofd. vom 24. März 1831, 
3. 2508, vergl. Juſtiz⸗Hofdecret vom 6. Jänner 1843, 3. 670), der 
engliſchen Fräulein, der Schulſchweſtern und der barmherzigen Schweſtern 
praktiſche Bedeutung.“ Dagegen heißt es daſelbſt Seite 254: „Kirchliche 
Bruderſchaften (fratriae, fraternitates, confraternitates, sodalitates) 
ſind geordnete und kirchlich anerkannte Vereine ohne irgend ein Gelübde 
und ohne örtliche Lebensgemeinſchaft zu religibſen Zwecken.“. 

S. 454, Anm. 3 daſelbſt: „Im öſterr. Concordate wird der Bruder⸗ 
ſchaften nicht ſonderlich gedacht.“ Die letztere Bemerkung Pachmanns 
(deſſen Definitionen übrigens ihre Beſtätigung finden bei Hinſchius in 
Holtzendorffs Rechtslexikon, 3. Aufl. II. S. 961, 962, und bezüglich 
der Bruderſchaften auch in Phillips Lehrbuch des Kirchenrechtes, 2. Aufl., 
Regensburg 1871, S. 739) — iſt um ſo wichtiger, weil ſie darthut, 
daß nach der Auffaſſung jenes öſterreichiſchen Canoniſten die Stellen des 
Concordates von 1855, welche von „geiſtlichen Orden und Congregationen 
beiderlei Geſchlechtes“, von einem Orden, Inſtitute oder einer Con⸗ 
handeln (Art. XXVIIJ, ſich auf Bruderſchaften nicht 


im $ 3 des Geſetzes vom 15. November 1867 beſtimmten Exemtionen beziehen. 


gehören, ausnahmslos den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegen. 
Dieſe Beſchwerde hat das Kreisgericht Spalato mit Beſchluß vom 19. Jän⸗ 
ner 1884, Z. 53, in der Erwägung zurückgewieſen, daß das Statt⸗ 


haltereidecret vom 6. Mai 1868 nicht im Landesgeſetzblatte erſchienen 
iſt, daß ein Statthaltereidecret ein Geſetz nicht abſchaffen kann (non 
basta ancora ad abrogare una legge) und in Anbetracht des § 3 


des Geſetzes vom 15. November 1867. 
Gegen dieſe Beſchlüſſe erhebt die Generalprocuratur die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zur Wahrung des Geſetzes. 
Sie glaubt vor Allem darauf 


hinweiſen zu ſollen, daß hier die 
richterliche Entſcheidung nicht anf dem normalen für das Verfahren in 
Uebertretungsfällen vorgezeichneten Wege, ſondern vermöge einer Procedur 


Noch deutlicher ergibt ſich dies aus dem auf Grund allerh. Ent⸗ 
ſchließung vom 27. Juni 1856 ergangenen Erlaſſe des Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht vom 23. Juli 1856, 8. 10.575, wo „in 
Bezug auf die Behandlung der katholiſchen Vereine oder Bruderſchaften“ 
angeordnet iſt: „Auf Vereine von Katholiken, welche ſich unter geiſtlicher 
Leitung und ohne dadurch eine Rechtsverbindlichkeit einzugehen, zu 
Werken der Frömmigkeit und Nächſtenliebe verbinden, findet das kaiſ. 
Patent vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, keine Anwen⸗ 
dung.“ Ebenſo erging die Verordnung vom 13. Juni 1858, R. G. Bl. 
Nr. 95, welche auf Grundlage der Art. 28 und 29 des Concor⸗ 
dates die Stellung der „geiſtlichen Orden und Congregationen“ in 
einer Weiſe regelt, welche unverkennbar den Bruderſchaften nicht gel⸗ 
ten kann. 


ergangen iſt, die, an ſich unter Umſtänden zuläſſig, hier den Nachtheil 
hatte, daß weder eine Erhebung der thatſächlichen Verhältniſſe, noch eine Es beweiſt dies, daß auch die öſterreichiſche Geſetzgebung ſich zur 
contradictoriſche Erörterung der Rechtsfrage ſtattfand. — Das Beru⸗ Bezeichnung der „katholiſchen Vereine oder Bruderſchaften“ niemals 
fungsgericht ſcheint überdies von dem Inhalte des Statthaltereierlaſſes der Ausdrücke „Orden, Congregationen oder Religionsgenoſſenſchaften“ 
ſich nicht Kenntniß verſchafft zu haben; dennoch hat es ſich nicht darauf bedient hat, daß daher auch kein Grund beſteht, anzunehmen, es habe 
beſchränkt, auszuſprechen, daß es ſich wegen Mangels der Publication beim Gebrauche der gleichen Ausdrücke im § 3 des Vereinsgeſetzes die 
dazu nicht verpflichtet erachte, ſondern ohne Angabe irgend eines Grundes Abſicht beſtanden, jene mit einzuſchließen. 
auch den Inhalt des Erlaſſes als mit dem Geſetze in Widerſpruch Wenn daher in dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 
ſtehend bezeichnet. 13. April 1868 eben unter Hinweiſung auf den oben angeführten Erlaß 
Im Gegenſatze hiezu glaubt die Generalprocuratur am beſten zu vom 23. Juli 1856 geſagt wird, daß dieſer als aufgehoben anzuſehen 
thun, wenn fie nun ihrerſeits von der fraglichen Verordnung vorläufig ſei, weil die katholiſchen Vereine und Bruderſchaften nicht unter den von 
abſieht und ſich auf den Nachweis beſchränkt, daß beide Inſtanzen im der Geltung des Geſetzes vom 15. November 1867 im $ 3 daſelbſt 
vorliegenden Falle den § 3, lit. a des Vereinsgefeges unrichtig ausge- ausgenommenen Corporationen inbegriffen ſeien, fo ſteht dies mit dem 
legt und angewendet haben. Dieſes Geſetz ſoll nämlich vermöge jener Wortlaute der angerufenen Geſetzesſtelle, ſowie mit 8 38 desſelben 


Stelle keine Anwendung finden „auf geiſtliche Orden und Congregationen, 
dann Religionsgenoſſenſchaften überhaupt“. Daß nach der Terminologie 
unſerer Geſetze und insbeſondere der in derſelben Epoche wie das Vereins⸗ 
geſetz entſtandenen Staatsgrundgeſetze und confeſſionellen Geſetze „Reli 
gionsgenoſſenſchaft“ die Geſammtheit der Bekenner einer Kirche oder 


Geſetzes im vollen Einklange. Es war daher nicht gerechtfertigt, wenn 
das Berufungsgericht dieſen Miniſterialerlaß als einen das Geſetz ab⸗ 
ändernden bezeichnete. Aber auch ohne von dem Erlaſſe Kenntniß zu 
nehmen, gelangt man zu dem Ergebniſſe, daß kirchliche Vereine und 
Bruderſchaften von der Wirkſamkeit des Vereinsgeſetzes nicht ausgenom⸗ 


Confeſſion bedeutet, und der Ausdruck daher gleichbedeutend iſt mit men find und daß die auf die entgegengeſetzte Anſicht geſtützte Entſchei⸗ 


„Religionsgeſellſchaft“ im Sinne der 88 302 und 303 St. G., beweiſen 
die Art. 15 — 17 des Geſetzes über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, beweiſt nament⸗ 


dung der Untergerichte dem Geſetze nicht entſpricht.“ 


Der Caſſationshof hat dieſer Nichtigkeitsbeſchwerde mit Plenar⸗ 
Entſcheidung vom 18. Juli 1884, Z. 8237, ſtattgegeben und ausge⸗ 


lich das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, wo in der ſprochen, daß durch die Beſchlüſſe des ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichtes Spa⸗ 


Aufſchrift der Abſchnitte und im Texte des Abſ. 5 der Art. 5, 6, 8, 
9, 11, 12, 3. 2, 13 das Wort „Religionsgenoſſenſchaft“ in dieſem 
Sinne gebraucht iſt. Es kann alſo dem Ausdrucke „Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaſten“ keineswegs die Deutung beigelegt werden, als handle es ſich 
um „kirchliche Vereine“, „religiöſe Aſſociationen“ jeder Art. 

Noch weniger aber iſt daran zu denken, daß ſolche kirchliche 


Vereine, wie ſie die Untergerichte vor Augen hatten, unter dem Ausdrucke 
Terminologie unſerer Geſetze und insbeſondere der Staatsgrundgefetze 


„geiſtliche Orden und Congregationen“ inbegriffen ſeien. Nach der im 
canoniſchen Rechte üblichen Terminologie haben die geiſtlichen Orden 


lato vom 13. December 1883, Nr. 2138, und des k. k. Kreisgerichtes 
daſelbſt vom 19. Jänner 1884, Nr. 53, das Geſetz, insbeſondere in 
den 88 3 und 38 des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, verletzt worden iſt. — Gründe: 

Nach § 3 des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, findet dasſelbe keine Anwendung „auf geiſtliche Orden und 
Congregationen, dann Religionsgenoſſenſchaften überhaupt“. Nach der 


und der confeſſionellen Geſetze bedeutet das Wort „Religionsgenoſſen⸗ 


ſchaft“ die Geſammtheit der Glieder einer Kirche oder Confeſſion, wes⸗ 
halb eine Bruderſchaft nicht als eine Religionsgenoſſenſchaft im Sinne 
des Geſetzes angeſehen werden kann. Ebenſo wenig kann eine Bruder⸗ 
ſchaft unter die „Orden, Congregationen“ eingereiht werden. Daß ſie 
kein veligiöfer Orden ſei, bedarf keines weiteren Nachweiſes; ſie iſt aber 
auch keine Congregation, worunter man die Vereinigung von Perſonen 
zu verſtehen hat, die nach Art eines Ordens in einem Gebäude, abge— 
ſondert von der Berührung mit der Außenwelt, miteinander leben. 


Literatur. 


Das Recht der arbeitspflichtigen Sträflinge auf einen 
Antheil an dem Arbeitsertrage. Von Hofrath Dr. Wahlberg. Wien 
1884, Alfred Hölder. 

Dieſe Brochure — ein Separatabdruck aus der Zeitſchrift für das Privat⸗ 
und öffentliche Recht der Gegenwart — gipfelt in dem Satze, daß der Anſpruch 
des arbeitspflichtigen Strafgefangenen auf Entlohnung der von ihm über das 
vorgeſchriebene Tagewerk hinausgehenden freiwillig geleiſteten Mehrarbeit ein 
rechtlicher und nicht blos auf Benevolenz oder Munificenz ſeitens der Regie⸗ 
rungen, reſp. Strafanſtalten bafirender ſei. Nach einer hiſtoriſchen Skizzirung der 
bisherigen einſchlägigen Gepflogenheiten einzelner Staaten und insbeſondere 
Oeſterreichs, nach welchen, mit Ausnahme Frankreichs, welcher Staat einen dies⸗ 
bezüglichen rechtlichen Anſpruch des Strafarbeiters anerkennt, derartige Ent⸗ 
lohnungen bisher nur unter dem Titel geſchenkartiger Arbeitsbelohnungen erfolg⸗ 
ten, geht der Verfaſſer zur Beſprechung der Argumente über, welche ſeine vor⸗ 
ausgeſprochene Anſchauung beſtimmen. Er erwähnt hiebei, daß das Recht auf 
eine Vergütung des Ueberverdienſtes die Luſt zur Arbeit in dem Gefangenen 
erwecke, ſeine Arbeitskraft erhöhe, demſelben die Möglichkeit gewähre, von dieſen 
Erſparniſſen bei Beendigung ſeiner Strafhaft bis zur Erlangung einer Beſchäfti⸗ 
gung den Lebensunterhalt zu friſten, wodurch der Staat vor rückfälligen Ver⸗ 
brechern und die Geſellſchaft vor Bettlern und gefährlichen Müſſiggäugern bewahrt 
werde. Der Verfaſſer knüpft hieran die nicht unintereſſante Bemerkung, daß der 
Verwaltungsaufwand der Strafoollſtreckung — zur Bekämpfung der inneren 
Feinde der ſtaatlichen Rechtsordnung — kaum drei Percent derjenigen Summe 
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1883, Z. 2235, betreffend die Bewilligung zur Aufſtellung von Mauthen auf der 
Ober⸗Wikow⸗Kirlibabaer Coucurrenzſtraße. 
XV. Stück. Ausgeg. am 10. October. 

17. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 6. October 
1883, Z. 10.746, betreffend die Abänderung der Verordnung vom 26. September 
1881, 3. 9885 (L. G. und V. Bl. Nr. 14), bezüglich des Namens des Dampf⸗ 
keſſel⸗Prüfungscommiſſärs für die politiſchen Bezirke Wiznitz, Storozynetz und 
Radautz. 


1883, Nr. 5434, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für die Zeit vom 
1. October 1883 bis Ende März 1884. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 15. October. 

19. Geſetz vom 24. September 1883, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Einbringung von Forderungen an Gemeinden und öffentliche 
Concurrenzen. 

20. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes vom 6. October 
1883, Z. 2522, betreffend die Verlegung der Weg- und Brückenmauth auf der 
Mold.⸗Banilla⸗Petroutz⸗Preſekarenyer Concurrenzſtraße. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 30. October. 

21. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina 
vom 25. October 1883, Z. 11.238, betreffend den Beginn der Wirkſamkeit der 
hohen Miniſterialverordnung vom 18. Auguſt 1883, R. G. Bl. Nr. 141, über 
die Brandzeichnung des Rindes im Grenzgebiete. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 20. November. 

22. Kundmachung der k. k. Bukowinager Landesregierung vom 11. November 
1883, 3. 11.937, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer auf 
einen Schachtofen zum continuirlichen Brennen von Cement und hydrauliſchem 
Kalke ertheilten ausſchließenden Privilegiums. 

23. Kundmachung der k. k. Bufowinaer Landesregierung vom 11. November 
1883, Z. 12.032, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer auf 
die Erfindung eines Verfahrens zur Darſtellung von Cemeut ertheilten aus⸗ 
ſchließenden Privilegiums. 

24. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes vom 3. November 
1883, Z. 2759, betreffend die Bewilligung zur Aufſtellung einer Mauth auf 


| 18. Kundmachung der Bukowinger k. k. Poſtdirection ddo. 4. October 


beträgt, welche der Aufwand zur Bekämpfung der äußeren Feinde des. Staates. -an Dssous nach⸗Kotzman führenden Concurrenzſtraße. 


der Koſtenaufwand der Armee, erfordert. Die Brochure erſcheint, nachdem na h 
dem Vorgeſagten auch die Sicherheits- und Armenpflege des Staates 
an der vorgeſchlagenen Reform, den Anſpruch auf Vergütung der beſprochenen 
Mehrarbeit des Sträflings im Geſetzgebungswege als einen rechtlichen anzul⸗⸗ 
kennen und feſtzuſtellen, participiren, nicht nur für die ſtrafrechtliche, ſondeyn 
auch für die verwaltungsrechtliche Literatur als ein ſchätzenswerther Beitrag. P. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. II. Semeſter. 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
XI. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. 

12. Verordnung des k. k. Landespräfidenten des Herzogthums Bukowina 
vom 15. Auguſt 1883, Z. 8406, über die Führung des Rindviehkataſters und 
Ueberwachung des Rindviehſtandes in den Grenzbezirken der Bukowina auf 
Grund des Geſetzes vom 29. Februar 1880 und der Durchführungsverordnung 
vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 37 und 38. 

XII. Stück. Ausgeg. am 24. Auguſt. 

13. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina 

vom 16. Auguſt 1883, 3. 8800, womit in Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 


29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, eine Viehmarktordnung für die Landes⸗ 


hauptſtadt Czernowitz erlaſſen wird. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 29. Auguſt. 


14. Geſetz vom 18. Auguſt 1833, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 


betreffend die Abänderung der Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 15. Jänner 
1882 (L. G. und V. Bl. III, 5 ex 1832) über die Mauthtarife auf der von 
Wizuitz über Roſtoki und Putilla bis zur Einuründung in die Ober⸗Wikow⸗ 
Kirlibabaer Concurrenzſtraße in Seletyn führenden Conecurrenzſtraße. 

15. Kundmachung der Bukowinger k. k. Finanzdirection vom 16. Auguſt 
1883, Z. 9135, betreffend die Theilung der Kataſtralgemeinde Mamajeſtie. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 15. September. 
16. Kundmachung des Bulowinaer Landesausſchuſſes vom 25. Auguſt 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


| XIX. Stück. Ausgeg. am 5. December. 

25. Kundmachung der k. k. Bufowinaer Landesregierung vom 17. November 
1883, 3. 11.738, betreffend die Prüfung der zur Bedienung (Wartung) von 
Dampfkeſſeln und zur Ueberwachung des Dampfteſſelbetriebes zu verwendenden 
Individuen. 

26. Kundmachung der k. k. Bukowinaer Landesregierung vom 21. November 
| 1883, Z. 12.431, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer auf 
einen Ofen zum Schmelzen von Eiſen und Metall ertheilten ausſchließenden 
Privilegiums. 

| 27. Kundmachung der k. k. Bukowinaer Landesregierung vom 21. November 
| 1883, 3. 12.432, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer auf die 
Herſtellung eines Materiales zum Zwecke der Entphosphorirung des Roheiſens 


ertheilten ausſchließenden Privilegiums. 
| 


ö Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Landeck Alois Scherer 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeicommiſſär der Brünner Polizeidirection Dr. Karl Edlen v. Rueber zum 
Polizei⸗Obercommiſſär ernannt. 

| Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Karl Laſchenzky in Linz 
zum Oberpoſtcontrolor daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 
Zwei Bauprakticantenſtellen für den Dienſt der Drauregulirung in Kärnten 


mit je 600 fl. Adjutum und 40 fl. monatlicher Zulage, bis Ende October. 
(Amtsbl. Nr. 234.) 


Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle ohne Adjutum bei der k. k. Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Böhmen, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 235.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 236.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangsclaſſe, beziehungs⸗ 
weiſe Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter, eventuell zweiter Claſſe, bis Ende 
October. (Amtsbl. Nr. 236.) 


BEE Hiezu als Beilage: Bogen 24 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


